
 

 
 

 

 

 

 
 

 

An den Vorsitzenden  

des Ausschusses für Soziales,  

Senioren und Inklusion 

Herrn Güven Erkurt 

 

- per Mail - 
23.01.2026 

 
Anfrage zu Beratungsangeboten, Einrichtungen und Diensten 
 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender Erkurt, 

wir bitten Sie, unsere nachfolgende Anfrage auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung des 

Ausschusses für Soziales, Senioren und Inklusion zu setzen: 

 

Anfrage: 

1. Welche sozialen Beratungsangebote, Einrichtungen und Dienste gibt es im Gebiet der 

Stadt Paderborn? 

2. Durch welche Träger werden die einzelnen Leistungen angeboten? 

3. Welche Beratungen führt die Stadt Paderborn durch?  

4. Welche Koordinierungs- und Stabstellen gibt es im sozialen Bereich bei der Stadt? 

5. Welche Überschneidungen gibt es bei den kommunalen Angeboten und denen der 

Träger? Sind Doppelstrukturen vorhanden? 

6. Wie hoch ist die Nachfrage zu einzelnen Beratungsstellen, d.h. wie viele Klienten werden 

jeweils erreicht und wie viele Beratungen werden durchgeführt?  

7. Welche Probleme bestehen ggf. bei den einzelnen Diensten? 

 

 

Begründung:  

Soziale Leistungen gehören zur Infrastruktur einer Stadt. Beratungsstellen für Familien, für 

Menschen mit (Sucht-)Erkrankungen, finanziellen Problemen oder Quartiersarbeit sowie die 

Aktivierung von bürgerschaftlichem Engagement sind essentielle Elemente einer 

funktionierenden Stadtgesellschaft in einer Großstadt wie Paderborn. Angesichts der prekären 

Haushaltslage und der immer wieder drohenden Kürzung bei den freiwilligen Leistungen halten 

wir es für wichtig, einen Überblick über die Hilfsangebote zu bekommen. Wir als SPD sind der 

Ansicht, dass die Wohlfahrtsverbände mit ihren Strukturen sehr gute Angebote machen, die von 
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den Klienten auch als „niedrigschwelliger“ angenommen werden. Vorhandenen Doppelstrukturen 

mit der Verwaltung sollten daher abgebaut werden. 

 

Wir halten es für wichtig, dass die Leistungen an der Stelle erbracht werden, an der sie dem 

Klienten am besten nutzen. Sollten sie in Verantwortung der sozialen Träger liegen, die mit ihren 

Erfahrungen und ihrer Flexibilität diese Arbeit seit vielen Jahren erfolgreich leisten, ist für eine 

entsprechend auskömmliche Finanzierung zu sorgen. Dies hätte auch eine Entlastung der 

Verwaltung zur Folge und würde helfen, teure Folgekosten (z.B. bei der Unterbringung 

Jugendlicher) zu vermeiden. Da die Verbände die o.g. Daten in ihren Jahresberichten angeben, 

sollte eine detaillierte Information möglich sein. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Daisy Höcker 


